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Unter Berücksichtigung der in der Ap-
ril-Ausgabe des MÖBELMARKT darge-
stellten Haftungstatbestände, die ei-
nen Geschäftsführer (GF) im Rahmen 
seiner üblichen Tätigkeiten für die Ge-
sellschaft treffen können, ergeben sich 
immer wieder Fragen zur Beschrän-
kung der Haftung bzw. zu einer Frei-
stellung von der Haftung durch die Ge-
sellschaft. Hierbei ist zunächst darauf 
abzustellen, aus welcher Richtung eine 
Inanspruchnahme des GF droht:
Handelt es sich um die Gesellschaft 
selbst, ist sicherlich ein anderer, auch 
vertraglich begrenzbarer Maßstab zu 
berücksichtigen, als wenn ein mit der 
Gesellschaft nur im Rahmen eines Au-
ßenkontakts zusammentreffender Drit-
ter Ansprüche gegenüber dem Ge-
schäftsführer geltend macht.
Die Geschäftsführerhaftung im Verhält-
nis zwischen GF und Gesellschaft 
kann grundsätzlich durch vertragliche 
Regelungen eingeschränkt werden. 
Hierzu besteht zum einen die Möglich-
keit, den Pflichten- und Sorgfaltsmaß-
stab des GF herabzusetzen, zum an-
deren die Option, einen in Betracht 
kommenden Anspruch durch Verzicht, 
Vergleich oder Verjährungsfristverkür-
zung einzuschränken. Ausnahmen be-
stehen aber, soweit sich Haftungsbe-
schränkungen auf die in §43 Abs. 3, 
Satz 1 GmbHG benannten Verstöße 
gegen die zwingenden Pflichten aus 
den §§30, 33 GmbHG und damit auf 
die Kapitalerhaltungsregelungen bezie-
hen sollen.

Haftungsbeschränkung  
bei gemeinschaftlichen 
Geschäftsführern

Insbesondere ist die Frage der Haftung 
eines einzelnen GF von Interesse, 
wenn in einem Unternehmen mehrere 
GF bestellt sind. Gemäß §43 GmbHG 
gilt grundsätzlich die Gesamtverant-
wortung. Dies bedeutet, dass unab-
hängig von der Ausgestaltung der Ver-
tretungs- und Geschäftsbefugnis der 
Grundsatz der Gesamtverantwortung 
gilt, wenn eine Gesellschaft mehrere 
GF hat. Jeder GF hat somit für die Ge-
setzmäßigkeit der Unternehmenslei-
tung und für die Einhaltung der gesetz-
lichen Bestimmungen und Grundregeln 
für eine ordnungsgemäße Unterneh-
mensführung einzustehen.
Der BGH hat in ständiger Rechtspre-
chung festgelegt, dass sich bei Be-
schlüssen aller Mitgeschäftsführer je-
der einzelne GF nicht blind auf den 

anderen verlassen darf, sondern selbst 
kritisch den Sachverhalt zu würdigen 
hat. Die gesetzlich festgelegte Ge-
samtverantwortung beinhaltet jedoch 
nicht die Verpflichtung, dass jeder GF 
jede einzelne Maßnahme im Unterneh-
men selbst vorzunehmen oder zu über-
wachen hat. Der Grundsatz der Ge-
samtverantwortung lässt zu, dass 
bestimmte Aufgabenbereiche durch 
die Satzung, den Gesellschafterbe-
schluss oder durch einen ausdrückli-
chen Beschluss der Geschäftsführer 
gesondert hierfür benannten Mitge-
schäftsführern zugeordnet werden.
Soweit eine solche Zuordnung erfolgt, 
erlangen die konkret benannten GF die 
Führungsverantwortung. Der nicht zu-
ständige GF hat sich sodann aus dem 
Geschäftsbereich des anderen GF her-
auszuhalten. Da durch eine solche Ver-
teilung der Inhalt der Leitungspflichten 
des GF bestimmt wird, kommt bei zu-
lässiger interner Geschäftsverteilung 
die Inanspruchnahme eines nicht zu-
ständigen GF grundsätzlich nicht in 
Betracht, da diesem aufgrund fehlen-
der Überwachungspflichten weder ein 
Verschulden noch eine Pflichtverlet-
zung für den ihm nicht zugeordneten 
Bereich angelastet werden kann.

Da die Auswirkungen der Geschäfts-
verteilung erheblich sind, werden diese 
unter Berücksichtigung der einschlägi-
gen Rechtsprechung und Kommentie-
rung rechtlich nur anerkannt, wenn sie 
bestimmten Grundsätzen entsprechen. 
Liegt eine rechtlich anzuerkennende 
Geschäftsverteilung vor, hat der zu-
ständige GF die Handlungsverantwor-
tung gemäß §43 GmbHG für den ihm 
zugewiesenen Bereich. Für die Mitge-
schäftsführer ist die Verantwortung 
hingegen begrenzt. Fehlerhafte Maß-
nahmen auf den ihnen nicht zugewie-
senen Gebieten haben sie grundsätz-
lich nicht zu vertreten.
Die Grenzen des Vertretenmüssens er-
geben sich aber für jeden GF, auch 
wenn er für ein bestimmtes Gebiet 
nicht zuständig ist, aus seiner ihm im-
mer auferlegten Informations- und 
Überwachungsverantwortung für die 
Belange der Gesellschaft. So hat sich 
jeder GF in regelmäßigen Abständen 
über die grundlegenden, mit der Lei-
tung des Unternehmens verbundenen 
Aufgaben zu informieren. Der Gesetz-
geber verlangt deshalb eine stichpro-
benartige Kontrolle, ob die den ande-
ren GF zugewiesenen Aufgaben 
ordnungsgemäß wahrgenommen wer-
den.
Wenn dem GF Zweifel an der Zuverläs-
sigkeit seiner Mitgeschäftsführer kom-
men, hat er dafür zu sorgen, dass die 
Geschäftsverteilung aufgehoben wird. 
Wenn erhebliche Risiken und Schäden 
für die Gesellschaft drohen, geht diese 
Verantwortung so weit, dass der Mit-
geschäftsführer bestimmten Entschei-
dungen aus anderen Abteilungen wi-
dersprechen und bei fehlender Abhilfe 
die Gesellschafter in Kenntnis setzen 
muss. Bedenken hinsichtlich möglicher 
beruflicher Nachteile oder der Verweis 
auf die überragende Stellung des Mit-
geschäftsführers entlasten ihn hin-
sichtlich seiner Verpflichtung nicht.

Konsequenzen des  
Haftungsrisikos

Eine solche Bewertung der Situation 
kann ergeben, dass sämtliche Mitge-
schäftsführer trotz Zuordnung eines 
bestimmten Aufgabenbereiches zu ei-
nem GF haften, da ihnen entweder 
mangelhafte Überwachung oder ein 
fehlender Widerspruch gegen eine Ent-
scheidung vorgeworfen werden kann.
Der Umfang der von den Mitgeschäfts-
führern einzufordernden Überwa-
chungspflicht hat sich bei einer recht-
lich zulässigen Geschäftsverteilung an 

der Bedeutung des Geschäftsfelds, 
den bestehenden Chancen und Risi-
ken sowie der grundsätzlich gegebe-
nen Kompetenz des Mitgeschäftsfüh-
rers und seinem persönlichen 
Leistungsvermögen zu orientieren.
Eine besondere Bedeutung erhält die 
Geschäftsverteilung im Falle der Inan-
spruchnahme eines GF bei behaupte-
ter Verletzung sowohl der steuerlichen 
Pflichten als auch der Pflicht zur Ab-
führung der Sozialversicherungsbeiträ-
ge der Arbeitnehmer. Für den soge-
nannten Krisenfall verpflichtet die 
Rechtsprechung die GF, sich persön-
lich um die Erfüllung der steuerlichen 
Pflichten der Gesellschaft zu küm-
mern. Die Anforderung an die Überwa-
chung kann hier so weit gehen, dass 
der Geschäftsführer die Abführung 
persönlich überwacht bzw. sogar per-
sönlich vornimmt.
Dies kann zur Folge haben, dass Sie 
unter Umständen gezwungen sein 
könnten, in Krisenzeiten die Geschäfts-
führung als Mitgeschäftsführer aufzu-
geben, indem Sie Ihr Amt niederlegen, 
wenn Sie feststellen, dass Sie auf-
grund Ihrer Qualifikation und Ausrich-
tung nicht in der Lage sind, den Ge-
samtüberblick zu wahren. Nur so ist 
gewährleistet, dass Sie die Haftung für 
zukünftige Schritte nicht mittragen 
müssen.
Wie in der Rechtsprechung sehr ein-
deutig zum Ausdruck gebracht wird, 
begründet beispielsweise die Erklä-
rung eines technischen Geschäftsfüh-
rers, für die kaufmännischen Belange 
des Unternehmens nicht verantwort-
lich zu sein, keine Begrenzung und kei-
nen Ausschluss von der Haftung.
Auch Beteuerungen Ihrer GF-Kollegen 
oder Gesellschafter, für entsprechende 
Risiken später einstehen zu wollen, 
führen nicht zu einer entsprechenden 
Sicherheit für Sie – selbst dann nicht, 
wenn sie im Rahmen einer schriftlichen 
Freistellungserklärung erfolgen. Diese 
können nur dann eine Sicherheit be-
deuten, wenn sie zum einen rechtlich 
zulässig sind und zum anderen der Er-
klärende über finanzielle Mittel verfügt, 
um Sie von einer Inanspruchnahme auf 
Dauer freizuhalten.
Eine wirklich wirksame Beschränkung 
der Haftung ist somit nur innerhalb be-
stimmter Grenzen möglich und unter-
liegt vielfältigen Voraussetzungen. So-
weit eine solche Beschränkung 
beabsichtigt ist, sollten Sie juristischen 
Rat einholen.
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